
 

Stellungnahme der Westfälischen Wilhelms-Universität zum 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Hochschulgesetzes 
als Anlage zur gemeinsamen Stellungnahme 
 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 
 
die Hochschulen sind aufgefordert, bis zum 10. Juli 2018 Stellung zum Referentenentwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Hochschulgesetzes zu nehmen. Wie bereits bei der letz-
ten Novelle im Jahr 2014 haben die LRK NRW und die Kanzlerkonferenz NRW eine gemein-
same Stellungnahme erarbeitet, die Ihnen zugeht. In Ergänzung zu dieser gemeinsamen 
Stellungnahme nimmt die Westfälische Wilhelms-Universität zu zwei Punkten Stellung: 
 

1. § 38 Abs. 4 (neu): 
Es fehlt die Möglichkeit des Ausschreibungsverzichts auf eine befristete Profes-
sur. Dies sollte noch ergänzt werden. 
 

2. § 82 Abs. 2 
Mit dem Hochschulzukunftsgesetz wurde im Jahr 2014 mit der Spezialregelung 
des § 82 Abs. 2 HG die Aufgabe des „verfassungsmäßig zuständigen obersten 
Organs“ nach dem LPVG dem Ministerium zugewiesen; bis dahin lag diese Auf-
gabe beim Hochschulrat als nach dem HG „verfassungsmäßig zuständigen 
obersten Organs“ einer Hochschule. Die vorliegenden Änderungsvorschläge des 
Ministeriums intendieren nunmehr die Rückkehr zu stärkerer Selbstständigkeit 
der Hochschulen. Dazu würde systemlogisch auch eine Änderung des § 82 Abs. 
2 HG und Rückkehr zur Zuständigkeitsregelung bis 2014 gehören. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Prof. Dr. Johannes Wessels 
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